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Kapitaleinkünfte aus einem Auslandsdepot 

Allein der Umstand, in der Vergangenheit über ein ausländisches Wertpapierdepot verfügt zu haben, reicht 
nach einer Entscheidung des BFH im Fall der Auflösung dieses Depots auch unter Berücksichtigung eines 
verminderten Beweismaßes wegen Verletzung der Mitwirkungspflichten nicht aus, dem Steuerpflichtigen 
den entsprechenden Kapitalstamm in den Folgejahren unverändert als Grundlage der Erzielung von Ein-
künften aus Kapitalvermögen zuzurechnen. Die objektiven und subjektiven Voraussetzungen einer Steu-
erhinterziehung sind dem Grunde nach auch bei der Verletzung von Mitwirkungspflichten mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit festzustellen. Ein reduziertes Beweismaß ist nicht zulässig. Dies gilt auch 
für die Verletzung der erweiterten Mitwirkungspflichten bei Auslandssachverhalten. 

 

Lohnsteuerliche Behandlung der Überlassung von (Elektro-)Fahrrädern an Arbeit-
nehmer in Leasingfällen 

Überlässt ein Arbeitgeber ein geleastes (Elektro-)Fahrrad seinem Arbeitnehmer auch zur privaten Nut-
zung, so ist der geldwerte Vorteil als Arbeitslohn zu versteuern. Der geldwerte Vorteil wird nach Durch-
schnittswerten bemessen. Als monatlicher Durchschnittswert der privaten Nutzung wird 1 % der auf volle 
100 Euro abgerundeten unverbindlichen Preisempfehlung des Herstellers, Importeurs oder Großhändlers 
im Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Fahrrads einschließlich der Umsatzsteuer festgesetzt. Die Freigrenze 
für Sachbezüge wird nicht angewendet. 

 

Aufgepasst: Rechtsprechungsänderung zum Ausfall eigenkapitalersetzender Fi-
nanzierungshilfen 

Der Bundesfinanzhof (BFH) gab im Juli dieses Jahres seine langjährige Rechtsprechung zur steuerlichen 
Berücksichtigung ausgefallener eigenkapitalersetzender Finanzierungshilfen auf. 

Was soll künftig gelten? 
Nach den Ausführungen des BFH führen Aufwendungen aus Fremdkapitalhilfen, wie beispielsweise der 
Ausfall eines vormals ‘krisenbedingten‘, ‘krisenbestimmten‘ oder ‘in der Krise stehen gelassenen‘ Darle-
hens oder der Ausfall mit einer Bürgschaftsregressforderung, grundsätzlich nicht mehr zu Anschaffungs-
kosten der Beteiligung. Grundsätzlich sollen nur noch offene oder verdeckte Einlagen nachträgliche An-
schaffungskosten begründen. 

Ab wann gelten die neuen Grundsätze? 
Der BFH hat aus Vertrauensschutzgründen einen Anwendungszeitpunkt vorgegeben: Die neuen Grund-
sätze sollen erst nach Veröffentlichung des oben genannten Urteils, somit ab 28.09.2017, gelten. Bis dahin 
geleistete eigenkapitalersetzende oder eigenkapitalersetzend gewordene Finanzierungshilfen des Gesell-
schafters seien nach den bisherigen Grundsätzen zu beurteilen. 
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Sachgrundlose Befristung eines Arbeitsvertrages bei einer Vorbeschäftigung 
noch möglich? 

Nach dem Landesarbeitsgericht (LAG) Baden-Württemberg und dem LAG Niedersachsen hat sich nun 
auch das LAG Mecklenburg-Vorpommern gegen die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts gestellt 
und entschieden, dass das Vorbeschäftigungsverbot des § 14 TzBfG (Teilzeit- und Befristungsgesetz) 
zeitlich nicht begrenzt ist. 

Nach dem § 14 TzBfG kann ein Arbeitsverhältnis ohne Sachgrund für die Dauer von zwei Jahren befristet 
werden. Die Befristung kann innerhalb dieses Zeitraums bis zu drei Mal verlängert werden. Eine Befris-
tung ohne Sachgrund ist nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz jedoch dann ausgeschlossen, wenn 
mit demselben Arbeitgeber bereits zuvor ein Arbeitsverhältnis bestand (sog. Vorbeschäftigungsverbot).  

Allerdings hat der 7. Senat des Bundesarbeitsgerichts 2 § 14 TzBfG im Wege der verfassungsorientierten 
bzw. verfassungskonformen Auslegung dahingehend begrenzt, dass das Vorbeschäftigungsverbot nur 
für den Zeitraum von drei Jahren gelten soll. 

Das LAG Mecklenburg-Vorpommern ist - wie die anderen Landesarbeitsgerichte zuvor - ebenfalls der 
Auffassung, dass sowohl Wortlaut als auch Gesetzesgeschichte und Gesetzeszweck des Teilzeitbefris-
tungsgesetzes klar dafür sprechen, dass eine Vorbeschäftigung zeitlich nicht beschränkt ist. Wenn der 
Gesetzgeber eine zeitliche Befristung gewollt hätte, hätte er diese Frist aufgenommen. Eine zeitliche Be-
grenzung ist bewusst in den Gesetzestext nicht aufgenommen worden. 

Praxishinweis: 
Soweit bei Arbeitgebern mit vielen Beschäftigten und zahlreichen Betrieben oder Dienststellen die Gefahr 
besteht, dass eine lange zurückliegende Vorbeschäftigung in Vergessenheit geraten ist, sollte bei  Ab-
schluss eines sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrages der Mitarbeiter über eine etwaige Vorbeschäfti-
gung befragt werden. 

 


